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Auf der Suche nach neuen Ideen   
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Am 3. Juli 2021 wurde der am Vortag verabschiedete Ukaz des russischen Präsidenten veröffentlicht, 

der die nationale Sicherheitsstrategie bestätigt1. In diesem Dokument sind die Ziele der russischen 

Sicherheitspolitik formuliert und die Mittel zu ihrer Umsetzung. Bei der Analyse der Lage gehen die 

Autoren davon aus, dass sich die Welt derzeit in einer Phase der Transformation befindet, die durch 

die Entstehung neuer wirtschaftlicher und politischer Zentren gekennzeichnet sei. Die Länder des 

Westens seien bestrebt, ihre Hegemonie zu bewahren, was zu internationalen Spannungen führe. 

Hinzu kämen Versuche, die Russische Föderation zu isolieren und die Verwendung doppelter 

Maßstäbe; unfreundliche Staaten versuchten, innere Probleme zur Spaltung des Landes auszunutzen. 

Als konkrete Aufgaben der Sicherheitspolitik werden in Pkt. 101 u.a. beschrieben die Stärkung des 

völkerrechtlichen Systems und der UN, eine Vertiefung der Zusammenarbeit mit den Staaten der GUS 

und der Eurasischen Wirtschaftsunion, die Entwicklung einer umfassenden Partnerschaft mit China 

und einer privilegierten Partnerschaft mit Indien, eine vielseitige Partnerschaft mit den BRICS-Staaten 

und die Aufrechterhaltung eines gleichberechtigten Dialoges zum beiderseitigen Vorteils mit allen 

interessierten Staaten zur Förderung des Handels. Schließlich gehört auch die Stärkung der 

brüderlichen Verbindungen zwischen den russischen, belarussischen und ukrainischen Völkern neben 

weiteren zu den strategischen Zielen der russischen Sicherheitspolitik, ohne dass hier Details genannt 

werden.  

Diese Strategie, die an die Stelle eines entsprechenden Dokumentes aus dem Jahr 2015 tritt2, enthält 

keine grundlegenden Kehrtwenden, sondern beschreibt den aktuellen Stand der internationalen 

                                                   
Zitierweise: Schramm, H.-J., Auf der Suche nach neuen Ideen, O/L-1-2021,  
https://www.ostinstitut.de/documents/Schramm_Auf_der_Suche_nach_neuen_Ideen_OL_1_2021.pdf. 
* Prof. Dr. Hans-Joachim Schramm, Ostinstitut Wismar.   
1 Ukaz Nr. 400 vom 2.7.2021’über die Strategie der nationalen Sicherheit der Russischen Föderation‘ 
2 Dazu Kenet Routledge Handbook on Russian Security (2021). 
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Beziehungen aus russischer Sicht. Trenin sieht das Wesen des Dokuments in der Fokussierung auf die 

innere Entwicklung mit dem Ziel, den außenpolitischen Risiken standhalten zu können3.  

Wie sollen sich Deutschland, die EU und der Westen diesem Nachbarn gegenüber verhalten? Diese 

Frage steht nicht zuletzt angesichts des anlaufenden Bundestagswahlkampf auf der Agenda, auch 

wenn deswegen mitunter nüchterne, an Interessen orientierte Überlegungen überlagert werden von 

der innenpolitischen Frage, welche Auswirkung eine Ansicht auf die Wähler hierzulande haben kann.   

Nachfolgend sollen ohne Anspruch auf Vollständigkeit einige Stellungnahmen zu den Perspektiven der 

Außenpolitik der letzten Zeit wiedergegeben werden mit dem Ziel, einen Überblick über die 

verschiedenen Ansichten zu gewinnen. Dabei sollen auch ausländische Autoren zu Wort kommen.       

In jüngerer Zeit überwiegen die Berichte, die die Merkmale einer wiedererstarkenden Autokratie in 

Russland hervorheben, wohingegen die Stimmen derjenigen, die rechtfertigende oder zumindest 

entschuldigende Gründe für das Verhalten der russischen Führung vorbringen, schwächer werden4. 

Einen eher pragmatischen Ansatz verfolgt der ehemalige Botschafter der Bundesrepublik in Russland, 

Rüdiger von Fritsch5. Seine Kernthesen sind, dass innpolitische Veränderungen in Russland kaum 

voraussehbar seien. Möglich sei, dass sich die gegenwärtige Phase der Stagnation noch lange hinziehen 

könne, weil der gegenwärtige Präsident sicherstelle, dass sein Nachfolger die von ihm eingeschlagene 

Politik fortführt. Nicht gänzlich ausgeschlossen seien aber auch abrupte Veränderungen. Deutschland 

und die EU sollten hierauf vorbereitet sein. Richtungsweisend ist sein Gedanke, Russland sei im Kern 

europäisch geprägt, andererseits aber fest entschlossen, seine Eigenständigkeit zu wahren. Versuche, 

dieses Land von außen ändern zu wollen, hält er für wenig aussichtsreich. Langfristig leitet er daraus 

in Verbindung mit der wachsenden Übermacht Chinas ein Interesse Russlands ab, sich Europa wieder 

anzunähern. Da Russland aber, insbesondere mit der Annexion der Krim und der Unterstützung der 

Separatisten im Donbass, grundlegende Normen des Völkerrechts infrage gestellt habe, sei es dem 

Westen anzuraten, diesen Regelverstößen entschlossen, auch mit Sanktionen, entgegen zu treten. 

Andererseits solle man auf den Gebieten, auf denen es gemeinsame Interessen gebe, projektbezogen 

zusammenarbeiten. Sein Petitum ist, die auf der Grundlage der Charta von Paris bestehenden 

Anknüpfungspunkte aufzugreifen und im Rahmen der OSZE behutsam fortzuentwickeln.   

Aus der U.S.-amerikanischen Perspektive haben die beiden Autoren Alexander Vershbow, ehemaliger 

U.S.-Botschafter in Russland, und Daniel Fried, ehemaliger U.S.-Botschafter in Polen, Empfehlungen 

für die U.S.-Außenpolitik entworfen,6 die sich mit den oben geschilderten durchaus vergleich lassen. 

                                                   
3 D. Trenin Russia’s National Security Strategy: A Manifesto for a new Era, 
https://carnegie.ru/commentary/84893. 
4 In zweiten Sinne Rahr Anmaßung: Wie Deutschland sein Ansehen bei den Russen verspielt (2021). 
5 Rüdiger von Fritsch Russlands Weg als Botschafter in Moskau (2020). 
6 Verschbow/ Fried How the West should deal with Russia, Atlantic Council November 2020, 
https://www.atlanticcouncil.org/in-depth-research-reports/report/russia-in-the-world/. 
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Zentrale Aussagen sind hier, dass ein ‚weniger autoritäres, nach außen konstruktiveres und dem 

Westen und seinen Werten gegenüber weniger feindliches Russland‘ möglich sei. Dazu bedürfe es 

Geduld und Standhaftigkeit gegenüber dem russischen Wunsch nach Einflusssphären. Gemeinsam mit 

den Europäern, insbesondere den Deutschen, sollte es darum gehen, nach Gebieten zu suchen, auf 

denen überschneidende Interessen zu finden seien, wie etwa bei der Waffenkontrolle, dem 

Umweltschutz und dem Schutz vor Desinformationskampagnen. Die Autoren setzen ihre Hoffnung auf 

die Zeit nach Putin, wenn eine neue Generation von Politikern an die Macht kommt, die nicht mehr 

von imperialen Phantomschmerzen geplagt werde.    

Timothy Frye sieht Putin in einem außenpolitischen Dilemma gefangen, weil er einerseits mit einer 

aggressiven Haltung gegenüber dem Westen nationalistische Wähler an sich binden könne, 

andererseits eine wirtschaftliche Erholung an ein Entgegenkommen gegenüber dem Westen geknüpft 

ist7.            

Aus der wissenschaftlichen Perspektive haben Andreas Heinemann-Grüder und Nikolay Mitrokhin 

unter dem Titel ‚Für eine neue Russlandpolitik – ein Strategiepapier‘ in der Zeitschrift Osteuropa ein 

Aufmerksamkeit verdienendes Dokument veröffentlicht8. Im Ton härter als die zuvor genannten 

Autoren fordern sie eine grundsätzliche Neuausrichtung der Politik der Bundesrepublik. Die von ihnen 

im Einzelnen und detailliert herausgearbeiteten Vorschläge zu verschiedenen Themen lassen dann 

aber eher eine Akzentverschiebung hin zu einer abgrenzenden Politik erkennen, als eine grundsätzliche 

Neuausrichtung. Die europäische Sicherheit als primäres Ziel der Außenpolitik, die Abstimmung mit 

europäischen Partnern und die Koordination in der NATO mögen in der konkreten Umsetzung zuweilen 

kontrovers diskutiert werden, dürften aber grundsätzlich bei den bislang die Außenpolitik tragenden 

Parteien außer Frage stehen. Auch die Ausführungen zu den Stichworten ‚OSZE‘ ‚Dialog‘, und ‚Cyber-

Bedrohungen‘ finden vermutlich unabhängig von der parteipolitischen Orientierung Unterstützung. 

Eine Akzentverschiebung liegt insoweit allein in den Vorschlägen, trotz der Forderung nach Dialog die 

finanzielle Förderung des deutsch-russischen Forums und des Petersburgers Dialogs zu überprüfen 

sowie eine Datenbank zur Dokumentation von Menschenrechtsverletzungen in Russland aufzubauen.  

Interessant ist das Papier vor allem deshalb, weil sich die Autoren konkreter als andere mit der 

Streitfrage auseinandersetzen, in welchem Maßstab die Außenwirtschaftspolitik, und hier 

insbesondere Sanktionen, ein Instrument der Außenpolitik, insbesondere zur Ahndung von 

Menschenrechtsverletzungen sein sollte. Ihrer Auffassung nach sollte das Repertoire an 

außenwirtschaftlichen Maßnahmen systematisiert und in Abhängigkeit von Völkerrechtsbruch oder 

systematischen Menschenrechtsverletzungen ausgeweitet werden. Sie befürworten eine Ausweitung 

personenbezogener Sanktionen. Unter der Überschrift ‚Wirtschaftskriminalität‘ wird gefordert, 

                                                   
7 T. Frye Russia’s weak Strongman, Foregin Affairs 3/2021, S. 116 (123). 
8 Heinemann-Grüder /Mithrokhin Für eine neue Russlandpolitik – ein Strategiepapier, Osteuropa 3/2021, S. 91 
– 98. 
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‚geopolitisch relevante‘ Projekte besonderen Zulassungsverfahren zu unterwerfen. Nord-Stream-2 

solle gestoppt werden, wobei die Autoren außer dem systematischen Zusammenhang mit 

‚geopolitisch relevant’ weder eine Begründung noch einen Hinweis auf eine in Betracht kommende 

rechtliche Grundlage anbieten. Zudem sollte nach ihrer Auffassung keine Exporte mehr nach Russland 

durch die Euler-Hermes staatlich versichert werden. Langfristig sehen die Autoren eine Perspektive 

allein bei der Zusammenarbeit in ausgewählten Bereichen.  

Aus der Sicht russischer Autoren ist das Bemühen um eine besondere Beziehung zum Westen 

gescheitert, so der Autor Fyodor Lukyanov in einem mit ‚The Time to be yourself‘ überschriebenen 

Beitrag9. Er formuliert die Enttäuschung nicht zuletzt über Deutschland, das nach seiner Aussage im 

Nawalny Fall, in dem es nach Lukyanovs Meinung bemerkenswerter Weise um eine Person ging, die 

auf russischem Boden aus unklaren Gründen erkrankt sei, vorgezogen habe, die Führung der EU zu 

übernehmen und sich den U.S.A. zu unterwerfen. Die Vorteile einer besonderen Beziehung mit 

Russland würden dafür verworfen. Er bringt diesen Misserfolg in Verbindung mit dem Scheitern des 

Konzepts einer liberalen Weltordnung. Man kehre nun zurück zu dem historisch Normalen, zu der Zeit 

der großen Mächte. Diese würden aus Zweckmäßigkeitsgründen Koalitionen schmieden, wobei aus 

Sicht dieses Autors sich für Russland eher die Türkei als Partner anbietet, denn China.     

Grundsätzlicher und pessimistischer noch beschreibt Sergeij Karaganov, Dekan der Fakultät 

Weltwirtschaft und internationale Angelegenheiten an der Higher School of Economcis, die 

Entwicklung10. Russlands Schwenk nach Osten sei bedingt durch das Scheitern des liberalen Modells. 

Die Welt befinde sich in einer Krise, die zu überwinden autoritär geführte Staaten besser in der Lage 

seien. Demokratien seien in historischer Perspektive immer untergegangen und die in westlichen 

Ländern zu beobachtende Betonung der Rechte von Minderheiten und Individuen seien nichts anderes 

als Pseudo-Ideologien, die von den Eliten im Westen befördert würden, um die Bevölkerung von den 

ungelösten Problemen wie etwa der sozialen Ungerechtigkeit abzulenken. Seiner Auffassung nach ist 

eine Demokratisierung das Ergebnis einer wirtschaftlichen Entwicklung, nicht deren Voraussetzung.      

Timofei Bordachev, ebenfalls von der Higher School of Economics, ist dem gegenüber optimistischer11. 

Er sieht die liberale Weltordnung, d.h. eine an Regeln und Institutionen gebundene Weltordnung noch 

nicht an ihrem Ende, sofern auf der Grundlage der Charta von Paris eine auf dem Gleichrang der 

Mächte basierende Ordnung geschaffen werden kann. Die Rolle Europas sieht er aber im Weltmaßstab 

aufgrund unzureichender militärischer Kapazitäten geschwächt.    

                                                   
9 F. Lukyanov ‚The Time to be yourself, Russia in Global Affairs, 1/2021, 
https://eng.globalaffairs.ru/articles/time-to-be-by-yourself/.   
10 S. Karaganov A cleansing crisis? Russia in Global Affairs, 1/2021 https://eng.globalaffairs.ru/articles/a-
cleansing-crisis/. 
11 T. Bordachev The Charter of Paris and a new European Order, Russia in Global Affairs, 1/2021, 
https://eng.globalaffairs.ru/articles/charter-of-paris-order/. 
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Mit Blick auf das Verhältnis zwischen Russland und China ist Dimitri Trenin eher positiv gestimmt, trotz 

einer wachsenden Ungleichheit zwischen den beiden Ländern. 12           

Diesen Überlegungen sollen ergänzend noch einige rechtliche Erwägungen und Tatsachen an die Seite 

gestellt werden, die es aus Sicht des Verfassers im Blick zu behalten gilt.  

Völkerrechtlich ist für die Bundesrepublik im Verhältnis zu Russland in wirtschaftlicher Hinsicht neben 

dem Investitionsschutzabkommen vom 13.6.1989, das GATT und das Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen aus dem Jahr 1997 maßgebend. Alle Dokumente betonen den Grundsatz des 

freien wirtschaftlichen Austauschs. Bestrebungen, den Außenhandel aus politischen Gründen zu 

beschränken, sind daher völkerrechtlich nur unter Beachtung der einschlägigen Regelungen zulässig. 

Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang Art. XXI GATT 1947/94, der die sog. 

Sicherheitsausnahme enthält. Danach sind Ausnahmen von den Verpflichtungen des GATT zulässig, 

soweit sie zum Schutz der ‚wesentlichen nationalen Sicherheitsinteressen‘ notwendig sind. Was 

darunter zu verstehen ist, ist im Einzelnen höchst umstritten. Eine Reaktion auf rein innerstaatliche 

Maßnahmen ohne Auswirkung auf die Sicherheitsinteressen anderer Länder dürfte davon jedoch nicht 

gedeckt sein. Dieser Gedanke wird in § 4 des Außenwirtschaftsgesetzes aufgegriffen, der 

Beschränkungen des Außenhandels in erster Linie zum Schutz der wesentlichen Sicherheitsinteressen 

der Bundesrepublik, der Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker und zum Schutz der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorsieht. Im Vertrag über die Arbeitsweise der EU sieht Art. 215 

die Möglichkeit vor, ‚restriktive Maßnahmen‘ zu ergreifen, ohne dass deren Voraussetzungen genauer 

beschrieben werden. Jedoch ist auch die EU durch die Regeln des GATT gebunden.      

Ein zweiter Gedanke ist der der Gleichbehandlung. Nimmt man den Rule of Law Index als Maßstab der 

Außenpolitik, so erscheint der russische Vorwurf der ‚doppelten Standards’ nicht völlig aus der Luft 

gegriffen zu sein. China schneidet hier nur unwesentlich besser ab, die Türkei noch schlechter als 

Russland. Dem wird zuweilen entgegen gehalten, dass sich Russland durch die Mitgliedschaft im 

Europarat zur Wahrung der Menschenrechte verpflichtet habe. Das ist richtig, würde dann aber auch 

für die Türkei gelten, die ebenfalls Mitglied des Europarates ist. Und Mexiko, das weltweit auf einem 

der hinteren Plätze des Rankings steht, ist mit den U.S.A. in der NAFTA zu einer Freihandelszone 

verbunden.  

 

                                                   
12 D. Trenin Russia, China and the Indo-Pacific, an Interview with Dimitri Trenin, 
https://carnegie.ru/2020/09/21/russia-china-and-indo-pacific-interview-with-dmitri-trenin-pub-82756. 
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Rang Handelspartner13 

 

  

Exporte  Importe  Doing 

Business14   

Rule of 

law 

Index15  

CPI16 Euler-

Hermes17  

002 China  95 Mrd. € 116 Mrd. € 31 88 78 1,2 

015 Russland  23 Mrd. € 21 Mrd. € 28 94 129 2,4 

016 Türkei  21 Mrd. € 15 Mrd. € 33 107 86 1.9 

022 Mexiko 11 Mrd. € 7 Mrd. € 60 104 124  

023 Indien  10 Mrd. € 8 Mrd. € 63 69 86 0,34 

028 Brasilien 8 Mrd. € 6 Mrd. € 124 67 94  

036 Saudi Arabien  5 Mrd. € 1 Mrd. € 62 k.A. 52 0,66 

041 Ukraine  4 Mrd. € 2 Mrd. € 64 72 117 0,41 

 

Was folgt aus dem allen? In erster Linie ist es der Wunsch nach mehr Realismus. Nach dem Fall des 

Eisernen Vorhangs war lange Zeit die Meinung vorherrschend, das westlich-liberale Modell habe den 

Sieg davon getragen und andere Länder würden es übernehmen. Dies erscheint derzeit unrealistisch. 

An dessen Stelle ist die Konfrontation zwischen den U.S.A. und China getreten, allgemein zwischen 

demokratisch orientierten Staaten und autoritär regierten. Diese stehen in einem Wettbewerb der 

Systeme und vorrangige Aufgabe sollte es sein, diesen Wettbewerb in friedliche Bahnen zu lenken. Die 

Grundlagen hierfür stehen in Gestalt der OSZE und des Europarates bereit. In den Fokus der 

Außenpolitik rückt damit wieder das Konzept der friedlichen Koexistenz. Daraus folgt auch die 

Anerkennung des Umstands, dass innenpolitische Missstände zwar angeprangert, aber nicht 

sanktioniert werden. Das Gebiet, auf dem die Interessengegensätze aufeinander prallen, sind die 

Staaten, in denen in der Sicht Russlands Brudervölker leben, die aber eigenständige Vorstellungen von 

                                                   
13 https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Aussenhandel/Tabellen/rangfolge-
handelspartner.pdf;jsessionid=90446EE6BC49AC95155CC27E0FD8C3D4.live731?__blob=publicationFile. 
14 https://www.doingbusiness.org/en/rankings. 
15 https://worldjusticeproject.org/our-work/research-and-data/wjp-rule-law-index-2020. 
16 https://www.transparency.org/en/cpi/2020/index/ukr. 
17 Von Euler-Hermes übernommene Exportgarantien in Mrd. Euro. 
https://www.agaportal.de/_Resources/Persistent/dbe8462e9f8a101f2dbbaeb97e2c007258aa9bf0/jb-2020-
kurzfassung.pdf. 
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ihrer Zukunft entwickeln. Hier Lösungen zu finden, die den Interessen aller gerecht werden, wird die 

schwierigste Aufgabe sein.  Das Pfund, mit dem die EU bei diesen Verhandlungen wuchern kann, ist 

ihre Wirtschaftskraft. Das aber würde bedeuten, die Außenwirtschaftspolitik nicht als 

Sanktionsmechanismus, sondern als Stimulus einzusetzen.              
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